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2. Instanz

Aktenzeichen L 13 SB 84/02
Datum 20.05.2003

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 28. Juni
2002 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten haben die Beteiligten
einander nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

GrÃ¼nde:

I.

Streitig ist die ZugehÃ¶rigkeit des KlÃ¤gers zum Personenkreis der
schwerbehinderten Menschen im Sinne des Â§ 2 Abs. 2 des Sozialgesetzbuches,
Neuntes Buch â�� SGB IX -.

Auf den Antrag vom 5. Januar 1998 wertete der Beklagte u.a. den Ã¼ber den
KlÃ¤ger eingeholten Befundbericht seines Hausarztes Dr. K. vom 14. Februar 1999
und einen Rehabilitationsentlassungsbericht aus B. F. vom 31. Dezember 1998 aus.
Auf Vorschlag des Versorgungsarztes Y. erkannte er folgende Behinderungen an,
fÃ¼r die er folgende Grade der Behinderung (GdB) feststellte:

a) Fortgeschrittene degenerative VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule bei Fehlhaltung
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und Bandscheibenschaden mit Cervikal-, Dorsal- und Lumbalsyndrom GdB: 30,

b) depressives Syndrom mit Somatisierung GdB: 20,

c) Bluthochdruck bei Ã�bergewicht GdB: 10,

d) rezidivierende Epicondylopathie beider Ellenbogengelenke bei Arthrose GdB: 10,

e) FuÃ�fehlstatik GdB: 10,

f) Hauterkrankung GdB: 10.

Den Gesamt-GdB stellte er mit 40 fest (Bescheid vom 23. November 1999 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 24. MÃ¤rz 2000).

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren veranlasste der Beklagte eine Untersuchung
des KlÃ¤gers durch den Chirurgen Dr. O â�¦ In seinem Gutachten vom 7. November
2000 bestÃ¤tigte dieser Arzt die Feststellungen in den angefochtenen Bescheiden
als weiterhin zutreffend. Zuzustimmen sei auch der dortigen EinschÃ¤tzung der
Einzel-GdB und des Gesamt-GdB des KlÃ¤gers.

Den dann vom KlÃ¤ger u.a. zur Gerichtsakte eingereichten Attesten der Dr. Sch.
(Ã�rztin fÃ¼r Haut- und Geschlechtskrankheiten) vom 24. Januar 2001, des Dr. K.
vom 1. Februar 2001 und dem Befundbericht der HautÃ¤rztin Dr. K.-A. vom 18.
Dezember 2001 vermochte der Beklagte keine neuen bedeutsamen Erkenntnisse zu
entnehmen, die eine Neubewertung des GdB rechtfertigten (versorgungsÃ¤rztliche
Stellungnahmen der Ã�rztin Dr. M.-S. vom 14. MÃ¤rz 2001 und 30. April 2002, des
Versorgungsarztes Dr. Sch. vom 19. MÃ¤rz 2001 und der NervenfachÃ¤rztin Dr. D.
vom 28. Mai 2001).

Durch Urteil vom 28. Juni 2002 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Ein
hÃ¶herer GdB als 40 stehe dem KlÃ¤ger nicht zu. Die im Gutachten des Dr. O.
erhobenen Befunde und die von den HausÃ¤rzten des KlÃ¤gers mitgeteilten
Erkenntnisse zum AusmaÃ� der durch seine Krankheitsbilder bedingten
FunktionseinschrÃ¤nkungen seien von den VersorgungsÃ¤rzten des Beklagten
richtig in der von ihnen festgestellten GdB-Zumessung eingeschÃ¤tzt worden. Sie
hÃ¤tten sich hierbei zutreffend an den Vorgaben in den Anhaltspunkten fÃ¼r die
Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertengesetz, 1996 â�� AHP â�� orientiert. Die gewissenhafte
Beachtung der dort niedergelegten MaÃ�stÃ¤be betreffe nicht nur die Ermittlung
der jeweiligen Einzel-GdB, sondern auch die Bildung des Gesamt-GdB. Unter
BerÃ¼cksichtigung der zur Gesamt-GdB-Bildung in den AHP unter Ziffer 19
niedergelegten GrundsÃ¤tze sei hier ein Gesamt-GdB von 40 nicht zu beanstanden.
Das psychische Leiden und das WirbelsÃ¤ulenleiden wÃ¼rden sich teilweise
Ã¼berschneiden, sich aber auch zum Teil verstÃ¤rken. Das rechtfertige es, den GdB
von 30 fÃ¼r das WirbelsÃ¤ulenleiden auf 40 anzuheben. Die weiteren Leiden, die
mit einem Einzel-GdB von 10 bewertet worden seien, wÃ¼rden bei der Bildung des
Gesamt-GdB auÃ�er Betracht bleiben.
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Gegen das am 25. Juli 2002 zugestellte Urteil richtet sich die Berufung des KlÃ¤gers
vom 23. August 2002. Er ist der Auffassung, er habe Anspruch auf einen Gesamt-
GdB von 60. Der Beklagte und das Sozialgericht seien zu Unrecht zu dem Ergebnis
gelangt, dass dieser â�� ungeachtet der Vielzahl seiner anerkannten
Behinderungen â�� nur 40 betrage.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 28. Juni 2002 aufzuheben sowie den
Bescheid vom 23. November 1999 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
24. MÃ¤rz 2000 zu Ã¤ndern und den Beklagten zu verurteilen, ihn als
schwerbehinderten Menschen mit einem GdB von 60 anzuerkennen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Wegen der weiteren AusfÃ¼hrungen der Beteiligten wird auf deren SchriftsÃ¤tze
Bezug genommen. Verwiesen wird auÃ�erdem auf den sonstigen Inhalt der
Gerichtsakte und auf die Schwerbehindertenakte des Beklagten, die vorlagen und
Gegenstand der Entscheidung waren.

II.

Das Landessozialgericht hat von der MÃ¶glichkeit, durch Beschluss zu entscheiden
(Â§ 153 Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz -SGG-), Gebrauch gemacht, weil es die
Berufung einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine mÃ¼ndliche Verhandlung nicht
fÃ¼r erforderlich gehalten hat. Eine AnhÃ¶rung der Beteiligten ist erfolgt.

Die Berufung des KlÃ¤gers ist nicht begrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat im hier angefochtenen Urteil richtig erlÃ¤utert, welche
MaÃ�stÃ¤be fÃ¼r die Feststellung der Einzel-GdB gelten und diese auch zutreffend
angewendet. Seine in Ã�bereinstimmung mit den VersorgungsÃ¤rzten des
Beklagten getroffenen EinschÃ¤tzungen der Krankheitsbilder des KlÃ¤gers mit
BehinderungsqualitÃ¤t Ã¼berzeugen auch den Senat. Sie sind nachvollziehbar und
mÃ¤ngelfrei. Das sieht offensichtlich auch der KlÃ¤ger selbst so, dessen Kritik sich
in der Berufungsinstanz auf die Gesamt-GdB-Bildung beschrÃ¤nkt.

Er beruft sich insoweit insbesondere auf das Ã¤rztliche Attest des Dr. K. vom 1.
Februar 2001, in dem die Auffassung vertreten wird, das Gesamtbild des KlÃ¤gers
rechtfertige einen GdB von 60. Dem ist das Sozialgericht zu Recht nicht gefolgt. Die
von Dr. K. angestellten Ã�berlegungen zur Bildung des Gesamt-GdB verkennen die
hierbei zu beachtenden GrundsÃ¤tze des Â§ 69 Abs. 3 SGB IX. Diese besagen
folgendes: Liegen â�� wie hier â�� mehrere FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen vor, ist
ein Gesamt-GdB zu bilden. Dieser ist nach den Auswirkungen der
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FunktionsstÃ¶rungen in ihrer Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung der
wechselseitigen Beziehungen festzustellen. Zu beachten ist, inwieweit die
Auswirkungen der einzelnen Behinderungen voneinander unabhÃ¤ngig sind und
damit ganz verschiedene Bereiche im Ablauf des tÃ¤glichen Lebens betreffen, ob
sich eine Behinderung auf eine andere besonders nachteilig auswirkt, wie weit sich
die Auswirkungen der Behinderungen Ã¼berschneiden und dass das AusmaÃ� einer
Behinderung durch hinzutretende GesundheitsstÃ¶rungen oft gar nicht verstÃ¤rkt
wird (vgl. Nr. 19.3 der Anhaltspunkte sowie stÃ¤ndige Rechtsprechung des Senats).
Auszugehen ist in der Regel von der Behinderung, die den hÃ¶chsten Einzel-GdB
bedingt. Es ist zu prÃ¼fen, ob und inwieweit eine oder mehrere der Ã¼brigen
GesundheitsstÃ¶rungen das AusmaÃ� der FunktionsbeeintrÃ¤chtigung der
Behinderung mit dem hÃ¶chsten GdB verstÃ¤rken. GrundsÃ¤tzlich kÃ¶nnen leichte
GesundheitsstÃ¶rungen, die nur einen GdB von 10 bedingen, nicht zu einer
wesentlichen Zunahme des AusmaÃ�es der GesamtbeeintrÃ¤chtigung fÃ¼hren, die
bei dem Gesamt-GdB berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nnte. Auch bei Behinderungen
mit einem GdB von 20 ist es vielfach nicht gerechtfertigt, auf eine wesentliche
Zunahme des AusmaÃ�es der Behinderung zu schlieÃ�en (vgl. a.a.O.).

Diesen Vorgaben entspricht die Bildung des Gesamt-GdB durch das Sozialgericht,
das hierbei zutreffen die mit Einzel-GdB von 10 bewerteten (Bagatell-)
Behinderungen vernachlÃ¤ssigen durfte. Das mit einem Einzel-GdB von 20
berÃ¼cksichtigte "depressive Syndrom mit Somatisierung" wirkt sich auf die
degenerativen WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen des KlÃ¤gers mit HWS- und LWS-
Beteiligung verstÃ¤rkend aus und erhÃ¶ht den hierfÃ¼r angesetzten Einzel-GdB
von 30 auf eine GesamtbeeintrÃ¤chtigung von 40. Ein hÃ¶herer Gesamt-GdB
kommt hingegen bei dem gegenwÃ¤rtigen Leidensbild des KlÃ¤gers nicht in
Betracht. Das Urteil des Sozialgerichts musste deshalb bestÃ¤tigt werden.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 26.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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